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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.07.2003 

Geschäftszahl 

2002/05/0969 

Rechtssatz 

In den Erläuternden Bemerkungen zur Novelle LGBl. Nr. 42/1996 wird ausgeführt, dass im Abs. 10 erster Satz 
des § 129 Wr BauO die Tatbestände "Abweichungen von den Bauvorschriften" und "Vorschriftswidriger Bau" 
nunmehr getrennt geregelt sind, um im Hinblick auf die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes klarzustellen, 
dass Abweichungen von Bauvorschriften auch dann zu beheben sind, wenn es sich nicht um 
bewilligungspflichtige Baumaßnahmen handelt. Gleichzeitig wird die Möglichkeit der Behörde zur Erteilung 
von einschlägigen Aufträgen ausdrücklich im Gesetz verankert (vgl. hiezu das Zitat bei Geuder/Hauer, Wiener 
Bauvorschriften, 4. Auflage, Seite 715). Nach der Novelle LGBl. Nr. 42/1996 kann daher die Baubehörde auch 
einen Bauauftrag nach § 129 Abs. 10 Wr BauO erlassen, wenn die Kenntnisnahme einer Bauanzeige nicht 
erwirkt worden ist. 


